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ISMAIL M. NALGIEV

Wegen des Protests gegen die Grenzverlegung zwischen Tschetschenien und Inguschetien
wurde der Jurist und Menschenrechtsaktivist zu 8 Jahren Gefängnis verurteilt. Seit 2019
befand er sich in Untersuchungshaft. Ihm wird „Organisation von Gewalt, die für das Leben
oder die Gesundheit von Vertretern der Behörden im Zusammenhang mit der Erfüllung
ihrer Amtspflichten gefährlich ist“ vorgeworfen. Am 15. Januar 2020 wurde die Anklage
nochmals um einen Punkt erweitert. Berichten zufolge wurde Ismail am 1. April 2025 aus
dem Gefängnis entlassen.

Menschenrechtler nach willkürlicher Inhaftierung frei

Ismail M. Nalgiev

Geburtsdatum: 3. Oktober 1991

Festnahme: 2. Juli 2019

Vorwurf: u.a. „Beteiligung an einer extremistischen Organisation“ (Art. 282.1,
Satz 2 StGB RF).

Urteil: 8 Jahre Gefängnis

Seit dem 1. April 2025 frei!
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Ismail Nalgiev wurde am 3. Oktober 1991 im inguschetischen Nasran geboren. Er ist
Gründer und Leiter der regionalen öffentlichen Organisation „Ingushetia’s Choice“,
Mitglied des Inguschischen Komitees für nationale Einheit.
Sein Vater verstarb als Ismail 13 Jahre alt war und hinterließ 5 Kinder. Der älteste Bruder
von Ismail wurde 2018 im Alter von 24 Jahren von einer staatlichen Antiterroreinheit
erschossen. Die genaueren Hintergründe hierzu sind bis heute unklar. Ismail schloss 2015
erfolgreich die juristische Fakultät ab und arbeitete für die Menschenrechtsorganisation
„Maschr“.

Festnahme und Verurteilung

Am 27. März 2019 wurde in Magas eine Kundgebung gegen die Änderung der
Verwaltungsgrenze zu Tschetschenien aufgelöst. Es war der Beginn der Repressionen
gegen die inguschische Opposition. Infolgedessen wurden Verwaltungsverfahren gegen
Hunderte von Teilnehmern des Volksprotests eingeleitet und Strafverfahren gegen
Dutzende eingeleitet, so auch gegen Ismail Nalgiev. Er wird nach Artikel 318, Absatz 2 des
StGB RF angeklagt („Organisation von Gewalt, die für das Leben oder die Gesundheit von
Vertretern der Behörden im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Amtspflichten
gefährlich ist“, bis zu 10 Jahren Gefängnis), sowie nach Artikel 282.1, Absatz 2 (seit
16.1.2020, „Teilnahme an einer extremistischen Gemeinschaft“, bis zu 6 Jahre Haft).

Im Dezember 2021 verurteilte das Stadtgericht Kislowodsk bei einer Besuchssitzung in
Yessentuki die Angeklagten im „Inguschen-Fall“ zu Haftstrafen von 7,5 bis 9 Jahren, Ismail
Nalgiev zu 8 Jahren. Sie wurden für schuldig befunden, Gewalt gegen Behördenvertreter
angewendet zu haben (Artikel 318 des Strafgesetzbuches), eine extremistische
Gemeinschaft gegründet zu haben (Artikel 282 Absatz 1 des Strafgesetzbuches) und sich an
ihr beteiligt zu haben.

Am 28. Juli 2023 bestätigte das Bezirksgericht Stawropol in Pjatigorsk das Urteil im „Fall
Inguschen“. Die Verteidigung wies nach, dass die Angeklagten wegen ihrer Popularität und
Autorität in der inguschischen Gesellschaft verfolgt wurden. Das Berufungsgericht
ignorierte die Argumente der Verteidigung und verschärfte sogar die Strafe bezüglich der
Freiheitsbeschränkung nach Haftverbüßung, indem es die Bewegungsgrenzen von „am
Aufenthaltsort“ auf „innerhalb des Stadtbezirks“ änderte.
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Im Januar 2024 legte die Verteidigung Beschwerde gegen die Berufungsentscheidung ein
und beanstandete Fehler im Sitzungsprotokoll. Am 7. Juni 2024 zog Richter Timur Kouaje
die Kassationsbeschwerde zurück und verwies den Fall an die Berufungsinstanz. Am 21.
Juni 2024 prüfte das Fünfte Kassationsgericht in Pjatigorsk die Kassationsbeschwerde
gegen die Verurteilung der sieben inguschischen politischen Gefangenen im dritten Versuch
und ließ sie unverändert. Berichten zufolge wurde Ismail Nalgiev am 1. April 2025 aus dem
Gefängnis entlassen.

Stand: April 2025

So können Sie Ismail helfen:
Wenden Sie sich an die Regierung Russlands!
So kann Ihr Appell an die russischen Behörden aussehen:
Hashtags für Social Media
Schreiben Sie Ismail!

Musa A. Malsagow

Der ehemalige Abgeordnete der Volksversammlung der Republik Inguschetien wurde am 3.
April 2019 wegen der "Schaffung einer extremistischen Gemeinschaft" festgenommen.
Malsagow hatte zuvor gegen die Grenzverlegung zwischen Inguschetien und
Tschetschenien demonstriert.

Malsag M. Uschachow

Der pensionierte Apotheker wurde im April 2019 wegen der Teilnahme am Protest gegen
die geplante Landnahme festgenommen. Die Behörden werfen ihm die “Schaffung einer
extremistischen Gemeinschaft” vor, wofür er zu 9 Jahren Haft verurteilt wurde. Uschachow
ist in einer schlechten gesundheitlichen Verfassung.

Weitere politische Gefangene in Inguschetien

.

https://www.igfm.de/musa-a-malsagow/
https://www.igfm.de/malsag-m-uschachow/
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Frei: Barach A. Tschemursiew

Der Universitätsdozent befand sich seit dem 3. April 2019 in Haft. Er wurde festgenommen,
weil er am Widerstand gegen die Grenzverlegung zwischen Tschetschenien und
Inguschetien beteiligt war. Im Februar 2025, nach Verbüßung der vollen Strafzeit in der
Anklage „Beteiligung an einer extremistischen Organisation“ wurde er aus dem Gefängnis
entlassen.

Menschenrechte in Inguschetien

Politische Gefangene der Russischen Föderation

https://www.igfm.de/barach-a-tschemursiew/
https://www.igfm.de/inguschetien-kleines-land-grosse-menschenrechtsverletzungen/
https://www.igfm.de/politische-gefangene-russische-foederation/

